
S-13-025 Änderungsantrag zu S-13 -Schiedsgerichtsordnung, Aktualisierungen -
§5 Abs. 2

Antragsteller*in: Fabian Müller (KV Münster)

Tagesordnungspunkt:
S Satzung, Statute und Ordnungen (wird aufrgund der
aktuellen politischen Lage nicht mehr behandelt) 

Satzungstext

§ 5 Anträge und Schriftsätze

(1) Jeder Antrag bedarf zu seiner Wirksamkeit der Textform.

(2) Jeder Antrag ist zu begründen und mit den erforderlichen Beweismitteln zu

versehen. Stellen Sprecher*innen AnträgeAnträgen im Namen einer AG, eines KV oder
eines

OV, ist dem Antrag der Beschluss der Mitglieder beizufügen. Ausgenommen sind

Organstreitigkeiten innerhalb einer Gliederung sowie Anträge auf einstweilige

Anordnunng.

Begründung

Die erste Änderung soll darauf Rücksicht nehmen, dass Parteigliederungen nicht
zwingend nur durch ihre Sprecher\*innen vertreten werden, sondern je nach Satzung
auch durch Kassierer\*innen, Schatzmeister\*innen oder politische Geschäftsführungen.
Es sollte klar sein, dass die Schiedsgerichtsordnung das nicht ausschließen will.

Wichtiger ist jedoch die zweite Änderung: Der Antrag des Bundesvorstands möchte an
dieser Stelle, dass, wenn Kreis- oder Ortsverbände vor das Schiedsgericht ziehen,
darüber ihre jeweilige Mitgliederversammlung und nicht mehr ihr Vorstand entscheiden
soll. Das begegnet prinzipiellen und praktischen Bedenken:

Als GRÜNE leben wir Basisdemokratie. Dazu gehört auch, dass unsere Kreisverbände
eine umfassende Satzungsautonomie genießen (§ 11 Abs. 2 Bundessatzung). Die
Entscheidung darüber, welche Aufgaben innerhalb eines Kreisverbands bei der
jeweiligen Mitgliederversammlung liegen und welche beim von dieser gewählten
Kreisvorstand, sollte also durch die Kreisverbände und nicht in der Bundessatzung
entschieden werden.

Rein praktisch sind Streitigkeiten zwischen Kreisverbänden und dem Bundesverband an
gar nicht so vielen Stellen denkbar. Vor allem wohl im Rahmen von Anträgen an die
Bundesdelegiertenkonferenz, in Bezug auf Sonderparteitage oder Urabstimmungen.
Allesamt Fälle, bei denen, wenn ein Kreisverband beteiligt ist, die dort Mitglieder bereits
in einer Mitgliederversammlung über das Grundanliegen entschieden haben. Dass die
Durchsetzung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung dann wie bisher in der Hand
des Kreisvorstands liegt, ist überzeugend. Gerade auch was Antragsprozesse angeht,
würde die Änderung viele Fragen aufwerfen: Kreisverbände stellen Anträge häufig auf
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Antrag eines Mitglieds, das ursprünglich hinter dem Antrag steht und in der Praxis
diesen Antrag später auch für den Kreisverband verhandelt. Gibt es nun Streit in Bezug
auf einen solchen Antrag – zum Beispiel mit der Antragskommission oder dem
Bundesvorstand –, dann müsste sich das Mitglied zur Entscheidung einer solchen
Streitigkeit nun nicht mehr nur an den Kreisvorstand wenden, sondern auch noch mal
die eigene Mitgliederversammlung anrufen.

Das ist organisatorischer Overhead, der nicht zu unterschätzen ist. Zu
Mitgliederversammlungen muss mit einem entsprechenden Tagesordnungspunkt
eingeladen werden, häufig gelten hierfür Fristen. Es braucht ein Präsidium und ein
Protokoll. Das alles, um am Ende meist Entscheidungen über Verfahrensfragen zu
erhalten.

Rein praktisch würde die Änderung auch dazu führen, dass die Kreisvorstände aufgrund
eigener Entscheidung zwar nicht mehr vor das Bundesschiedsgericht ziehen können,
gegen den Bundesverband aber weiterhin vor den ordentlichen Gerichten (also den
Amts- oder Landgerichten) vorgehen können. Das ist nicht sinnvoll.

Warum man zudem die Kreisvorstände, die für die Vertretung ihres Kreisverbands
dieselbe Legitimation besitzen wie der Bundesvorstand für den Bundesverband und die
Landesvorstände für den jeweiligen Landesverband, anders behandeln will als Bundes-
und Landesvorstand ist überhaupt nicht ersichtlich.

Alles in allem ist es deutlich ausgewogener, den Kreisvorständen die Antragsbefugnis
zu lassen.

weitere Antragsteller*innen

Oliver Groth (KV Regensburg-Stadt); Helena Jamal (KV Essen); Dennis Nawrot (KV
Gelsenkirchen); Malte Lohmann (KV Hannover); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Jan
Schmid (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow);
Niklas Graf (KV Wesel); Markus Schopp (KV Berlin-Mitte); Christoph Lorenz (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Katharina Foreman (KV Münster); Maren Wirth (KV Münster);
Martha Schuldzinski (KV Düsseldorf); Emelie Segler (KV Minden-Lübbecke); Thorge
Babbe (KV Chemnitz); Anne Kathrin Herbermann (KV Münster); Julia Burkhardt (KV
Jena); Hanna Hüwe (KV Coesfeld); Carla Ober (KV Erlangen-Stadt); Lukas Mielczarek (KV
Düsseldorf); Lukas Schirmer (KV Düsseldorf); Paul Rainer Pansky (KV Düsseldorf); Mike
Wördemann (KV Jena); Johannes Höing (KV Braunschweig); Lilli Hampeter (KV
Düsseldorf); Franziska Drozdzynski (KV Düsseldorf); Johannes Rückerl (KV Regensburg-
Stadt); Martin Kesztyüs (KV Hamm); Corinna Schoneberg (KV Münster); Nicolai Krybus
(KV Münster); Anna Butenschön (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Willi Junga (KV
Berlin-Treptow/Köpenick); Ilka Sander-Maas (KV Münster); Nicolas Sylvester Stursberg
(KV Münster); Sonja Völker (KV Münster); Ulrich Kathöfer (KV Münster); Katharina
Huesmann (KV Münster); Dominic Brauner (KV Münster); Peter Umlauf (KV Münster);
Raimund Köhn (KV Münster); Miriam Adomeit (KV Münster); Kai Bleker (KV Münster);
Alexandra Michels (KV Münster); Friedrich Bachmair (KV Münster); Tim Lautner (KV
Münster); Ocean Renner (KV Nordfriesland); Philip Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Shirin Kreße (KV Berlin-Mitte); Pia Troßbach (KV Frankfurt)
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